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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

Bereits in den Jahren 2010 (WAK-NR) und 2011 (WAK-SR) war einer aus der FDP-
Liberalen Fraktion stammenden parlamentarischen Initiative Folge gegeben worden, die
die schrittweise Abschaffung der Stempelsteuer forderte. In der ursprünglichen Form
hatte die Initiative vorgesehen, sowohl die Emissionsabgabe auf Fremd- und
Eigenkapital als auch die Abgabe auf Versicherungsprämien und die Umsatzabgabe
abzuschaffen. Mit der 2011 verabschiedeten Änderung des Bankengesetz („Too-big-to-
fail“) war bereits die Abschaffung der Stempelabgabe auf Fremdkapital beschlossen
worden. Die WAK-NR entschied zudem, die verbliebenen Abschaffungsanträge
aufzuteilen. Als noch nicht entscheidungsreif wurden die Abschaffung der Abgabe auf
Versicherungsprämien und die Abschaffung der Umsatzabgabe eingestuft. Die
Ausarbeitung eines entsprechenden Entwurfs wurde einer Subkommission übertragen.
Für die Abschaffung der Stempelsteuer auf Eigenkapital wurde im Berichtsjahr die
Vernehmlassung durchgeführt. Die SP und die Grünen sowie der SGB und Travail.Suisse
äusserten sich ablehnend, weil sie Steuerausfälle in Millionenhöhe befürchteten. Die
bürgerliche Mehrheit bestärkte die WAK-NR jedoch in ihrem Vorhaben und attestierte
dem Entwurf eine potenziell positive Wirkung auf den Schweizer Finanzplatz. Die
Kommission entschied sich dafür, den Entwurf 2013 unverändert den Räten zu
unterbreiten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.11.2012
FABIO CANETG

Etant donné la mutation structurelle de l'industrie financière, la vigueur de la
concurrence internationale sur les marchés financiers et les difficultés d'accès aux
marchés financiers européens, il est important, selon le groupe libéral-radical, de
réviser la législation suisse sur les trusts. Le groupe a donc déposé un postulat pour
obtenir un rapport sur l'opportunité d'introduire les trusts dans le droit privé suisse. Ce
rapport serait incorporé au prochain rapport sur la stratégie politique pour la place
financière helvétique. Pour appuyer son argumentation, le groupe libéral-radical a
expliqué que l'adoption de l'article 26 du nouveau modèle de convention fiscale de
l'OCDE, lié au blanchiment d'argent et à la sphère privée, détruit un avantage
concurrentiel de la Suisse. L'implémentation du trust dans la législation suisse offrirait
un nouvel instrument indispensable pour faire jeu égal avec nos concurrents sur les
marchés financiers. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'adoption de ce postulat. Pour
justifier cette position, il a mentionné deux rapports récemment publiés. Tout d'abord,
il a précisé que les normes internationales du GAFI exigent l'identification de l'ayant
droit économique afin de lutter contre le blanchiment d'argent et le financement du
terrorisme. A partir de là, il a ajouté que des contournements législatifs pour cacher
l'identité de l'ayant droit économique allaient à contre-courant de l'évolution
internationale sur la thématique qui mise sur plus de transparence, et de la stratégie du
Conseil fédéral qui vise l'intégrité de la place financière suisse. Pour conclure, le
Conseil fédéral a précisé qu'aucune mesure législative n'avait été recommandée lors du
récent rapport sur le droit des fondations. Néanmoins, le chambre du peuple s'est
rangée du côté du groupe libéral-radical. Elle a adopté le postulat par 123 voix contre 67
et 2 abstentions. Les voix du PS, des Verts et des Vert'libéraux, opposées à ce postulat,
ont donc été insuffisantes. 2

POSTULAT
DATUM: 27.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin d'avoir toutes les cartes en main pour le débat en chambre, le Conseil des Etats a
suspendu, à nouveau, les discussions sur l'initiative parlementaire du Groupe libéral-
radical qui vise la suppression des droits de timbre. Il a donc suivi la recommandation
de sa Commission de l'économie et des redevances (CER-CE) qui attend encore les
rapports de consultation – sur la suppression des droits de timbres sur les primes
d'assurances et sur la négociation de titres suisses et étrangers – pour se prononcer. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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Geldpolitik

Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Änderung des Beschlusses über die
Mitwirkung der Schweiz an internationalen Währungsmassnahmen. Der aufgrund
dieses Beschlusses für Stützungsmassnahmen zugunsten anderer Währungen
garantierte Kreditplafonds von CHF 1 Mia. soll damit auf CHF 2 Mia. erhöht werden. Die
Regierung begründete ihren Antrag mit dem grossen Interesse des Exportlandes
Schweiz an stabilen und geordneten Währungsverhältnissen. Effektive Verluste seien
der Schweiz aus diesen verzinsbaren Darlehen bisher nicht erwachsen. Als Konsequenz
der Globalisierung der Handelsbeziehungen und des Einbezugs neuer Staaten in die
Weltwirtschaft sei aber in den letzten Jahren das Risiko von Finanz- und
Währungskrisen gewachsen. Ende 1998 hatte die Schweiz Kreditverpflichtungen von
knapp CHF 930 Mio. ausstehend, womit der seit 1984 unverändert belassene Plafonds
praktisch ausgeschöpft war. Das Parlament verabschiedete den Beschluss in der
Sommersession. Im Ständerat erfolgte dies einstimmig. Im Nationalrat wurde zuerst ein
von der SVP-Fraktion unterstützter Nichteintretensantrag Schlüer (svp, ZH) mit 109:15
Stimmen abgelehnt. Schlüer hatte angeführt, dass mit einer ständigen Heraufsetzung
des Kreditplafonds keine Anreize für die Krisenländer bestehen würden, ihre Finanz-
und Währungsprobleme selbst zu lösen. In der Schlussabstimmung votierten neben
Abgeordneten der SVP und der FP auch einige Linke gegen den Beschluss. 4

BERICHT
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Nationalbank

Analog zum Beschluss anlässlich der Totalrevision der Bundesverfassung schrieb der
Nationalrat gegen den Widerstand der SP der Nationalbank vor, dass sie einen,
allerdings nicht näher spezifizierten Teil ihrer Reserven in Gold halten müsse. Eine
ganze Reihe von Minderheitsanträgen lag zur Frage der Verwendung derjenigen Mittel
(sowie deren Erträge) vor, die nach der Aufhebung der Goldbindung nicht mehr für die
Reservenbildung benötigt werden. Hier spielte insbesondere auch das im Frühjahr 1997
vom Bundesrat vorgestellte Projekt einer Solidaritätsstiftung hinein, die ja aus einem
Teil dieser nicht mehr benötigten Mittel gespiesen werden soll. Klar gegen diese
Stiftung richtete sich ein Antrag Baumann (svp, TG), der verlangte, dass diese Gelder
vollumfänglich von der Nationalbank in den AHV–Fonds zu überweisen seien. Die SP
unterstützte einen Antrag Jans (sp, ZG), der auf Verfassungsstufe festhalten wollte, dass
die Erträge dieser Mittel hauptsächlich für die Sozialversicherungen zu verwenden
seien; die Zuweisung eines Teils davon an die Solidaritätsstiftung wäre aber nicht
ausgeschlossen. Etwas weniger weit ging ein Antrag Rychen (svp, BE), der lediglich
festhalten wollte, dass ein Teil der Erträge für die Fort– und Weiterbildung zu
verwenden sei, sonst aber dem Gesetzgeber freie Hand lassen wollte. Durchgesetzt hat
sich letztlich der von der FDP und der CVP unterstützte Antrag der
Kommissionsmehrheit, der den Entscheid über die Frage der Verteilung der Erträge
bzw. der Ausgliederung der nicht mehr benötigten Reserven offenliess und ihn der
Gesetzgebung zuwies. In der Gesamtabstimmung wurde der neue Währungsartikel mit
95:57 angenommen; die Opposition kam von der SP und der GP, welche damit noch
einmal gegen die Zielsetzung der Geld– und Währungspolitik protestierten. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1998
HANS HIRTER

Ende August lancierte die SVP die im Vorjahr von Nationalrat Blocher (svp, ZH)
angekündigte und von den SVP-Delegierten im April beschlossene Volksinitiative zur
Verteilung der von der Nationalbank nicht mehr benötigten Währungsreserven oder
derer Erträge. Sie verlangt, dass diese in vollem Umfang in den Ausgleichsfonds der
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) zu übertragen sind. Für die am 5. März
1997 vom Bundesrat angekündigte Solidaritätsstiftung würde dabei nichts mehr
übrigbleiben. Auch die SP konkretisierte ihre Vorstellungen, was mit diesen Geldern
anzufangen sei. Sie ging bei ihren Überlegungen davon aus, dass aus dem Verkauf der
nicht mehr benötigten Goldreserven wesentlich mehr als bisher angenommen, nämlich
rund CHF 24 Mia. zur Verfügung stehen werden. Davon möchte sie CHF 7 Mia. der
Solidaritätsstiftung zuweisen und die restlichen CHF 17 Mia. für die AHV zur
Finanzierung des flexiblen Rentenalters verwenden. Die FDP und die CVP stellten sich
weiterhin hinter die Idee einer Solidaritätsstiftung, legten sich jedoch bei der
Verwendung der restlichen Mittel noch nicht fest. Um ein Absacken des Goldkurses zu
vermeiden, verpflichteten sich fünfzehn europäische Notenbanken auf gestaffelte und
limitierte Verkäufe von Goldbeständen für die nächsten fünf Jahre, wobei die
Verkaufspläne der SNB darin voll berücksichtigt sind und demnach dadurch nicht
beeinträchtigt werden. 6

BERICHT
DATUM: 21.08.1999
HANS HIRTER
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Banken

Der Nationalrat verabschiedete den Bundesbeschluss in der Herbstsession ohne
Gegenstimme. Von allen Fraktionen wurde die Notwendigkeit einer lückenlosen
Aufklärung der Vergangenheit betont. Eine solche liege – namentlich nach den zum Teil
sehr undifferenzierten Anschuldigungen aus den USA und Grossbritannien – sowohl im
Interesse des Landes als auch der Banken und der übrigen Wirtschaft. Während
Rechsteiner (SG) als Sprecher der SP–Fraktion den Druck aus dem Ausland vorbehaltlos
begrüsste, machte der Sprecher der FDP (Suter, BE), darauf aufmerksam, dass dahinter
auch ganz konkrete Wirtschaftsinteressen des New Yorker bzw. Londoner Finanzplatzes
gegen die im Rahmen der Globalisierung verstärkte Konkurrenz aus der Schweiz stecken
dürften. Diese Kontroverse tauchte auch in den Fraktionserklärungen vor der
Schlussabstimmung noch einmal auf, als Rechsteiner diesen Beschluss als Startpunkt
für eine Debatte über den aktuellen Finanzplatz Schweiz bezeichnete. Dieser Verweis
der SP auf Gegenwartsprobleme wurde – mit Hinweis auf den Streit um die Vermögen
des philippinischen Ex–Staatschefs Marcos und des zairischen Präsidenten Mobutu –
übrigens auch in der Eintretensdebatte im Ständerat von Plattner (sp, BS) und den CVP-
Vertretern Schmid (AI) und Frick (SZ) gemacht. Nationalrat Ziegler (sp, GE) reichte
unmittelbar nach der Debatte eine Motion für die Aufhebung der staatlich
sanktionierten Verschwiegenheitspflicht der Bankangestellten (sogenanntes
Bankgeheimnis) ein. 7

ANDERES
DATUM: 13.12.1996
HANS HIRTER

Eine Motion der FDP–Fraktion kümmerte sich um die Verwendung der im Rahmen der
Suchaktion des Volcker–Komitees eruierten Vermögen. Sie schlug vor, dass diese bei
Wahrung der individuellen Ansprüche der Berechtigten in einen Fonds des Bundes
eingelegt werden sollen. Die nicht an Berechtigte auszahlbaren Gelder sollen
humanitären Organisationen, deren Tätigkeit im Zusammenhang mit Nazi–Opfern steht,
zugute kommen. Unter Verweis auf den im Februar auf Initiative der Grossbanken ins
Leben gerufenen «humanitären Fonds für die Opfer des Holocaust», in den diese
Gelder eventuell einfliessen könnten, beantragte der Bundesrat die Umwandlung in ein
Postulat. Der Nationalrat folgte diesem Antrag. 8

MOTION
DATUM: 18.03.1997
HANS HIRTER

Der Grosse Rat des Kantons Bern beschloss auf Antrag der Regierung, die
Kantonalbank in eine private Aktiengesellschaft umzuwandeln. In einer ersten Phase ist
allerdings der Kanton alleiniger Aktionär, und bei später erfolgenden Anteilsverkäufen
wäre er verpflichtet, die Aktienmehrheit zu behalten. Für die durch die
Bankengesetzgebung für Kantonalbanken vorgeschriebene Staatsgarantie und den
damit verbundenen Konkurrenzvorteil hat die Bank an den Kanton eine Abgeltung zu
entrichten. Die SP und die GP bekämpften die Umwandlung, weil damit das Parlament
sämtliche Aufsichtsfunktionen an die Regierung abgeben muss. Zudem waren sie auch
über die bürgerliche Parlamentsmehrheit verärgert, welche der Kantonalbank im
Rahmen des neuen Gesetzes lediglich einen sehr allgemein gehaltenen Leistungsauftrag
erteilt hatte. Nachdem die SP und der Gewerkschaftsbund mit dem Referendum
gedroht hatten, beschloss das Parlament, die Vorlage von sich aus zur Volksabstimmung
zu bringen. Am 23. November hiessen die Stimmberechtigten mit einer Ja-Mehrheit
von 53 Prozent die Reform gut. Im Kanton Aargau gab die Regierung eine ähnliche
Reform in die Vernehmlassung. Im Gegensatz dazu beschloss – im Rahmen einer
Teilrevision des Kantonalbankgesetzes – eine aus SP, SVP und GP gebildete Mehrheit im
Zürcher Parlament, dass die Kantonalbank nicht in eine Aktiengesellschaft
umgewandelt werden soll. Dieselbe Koalition lehnte es auch ab, von der Kantonalbank
eine Abgeltung für die Staatsgarantie zu fordern. Obwohl die FDP und die CVP die als
ungenügend erachtete Reform bekämpften, sprach sich das Volk mit einer 80 Prozent-
Mehrheit dafür aus. 9

BERICHT
DATUM: 19.12.1997
HANS HIRTER

In seiner Antwort auf Interpellationen der freisinnigen Fraktion im Nationalrat resp. von
Beerli (Ip. 98.3116) (fdp, BE) und Marty (fdp, TI) im Ständerat nahm der Bundesrat im
Frühjahr zu den Boykottdrohungen amerikanischer Finanzbehörden gegen Schweizer
Banken und andere Unternehmen Stellung. Er wies darauf hin, dass er in einer
gemeinsamen Erklärung mit der US-Regierung vom 26. März die Drohungen als
ungerechtfertigt und kontraproduktiv verurteilt hatte. Er stellte im weiteren fest, dass
sowohl seine Vertreter als auch die US-Regierung die betreffenden amerikanischen
Gemeinden und Gliedstaaten über die WTO-Widrigkeit ihrer Sanktionsdrohungen
unterrichtet hätten. Da diese das Ende 1997 ausgesprochene Moratorium am 26. März –

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.03.1998
HANS HIRTER
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nach einer Erklärung der Grossbanken, unter Umständen einer Globalentschädigung
zuzustimmen – stillschweigend erneuert hätten, verzichte er aber vorläufig auf eine
Klage bei der WTO. Die von der FDP angeregten Gegenmassnahmen gegen US-Firmen
für den Fall, dass die Boykottdrohungen realisiert würden, lehnte er jedoch als
untaugliche Mittel zur Durchsetzung politischer Anliegen ab. 10

Eine parlamentarische Initiative der FDP-Fraktion (Annahme in beiden Kommissionen
2011), die den automatischen Informationsaustausch als aussenpolitische Option
ausschliessen wollte, wurde im Berichtsjahr definitiv abgeschrieben. Eine knappe
Kommissionsmehrheit (12 zu 11 Stimmen) der WAK-NR verwies darauf, dass die Vorlage
überholt sei, weil die spontane und automatische Amtshilfe im Steueramtshilfegesetz
(verabschiedet 2012) durch die Formulierung „auf Ersuchen“ ausgeschlossen worden
war. Zudem war abzusehen, dass die OECD in absehbarer Zukunft den AIA als Standard
definieren und der Bundesrat dessen Übernahme beschliessen würde. Die
Kommissionsmehrheit empfahl dem Rat, seine Position gegenüber dem AIA im Rahmen
der Umsetzungsgesetzgebung zu klären. Eine Minderheit aus SVP, FDP und Teilen der
CVP befürchtete die Einführung des AIA „durch die Hintertüre“ (Caspar Baader, svp,
BL), sprich ohne Möglichkeit für eine parlamentarische Beratung und ohne
Referendumsfähigkeit, und setzten sich deshalb für die Aufrechterhaltung der Initiative
ein. Die Kommissionsminderheit scheiterte knapp mit 94 zu 87 Stimmen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.09.2013
FABIO CANETG

Zwei Geschäfte betreffend Datenhehlerei – ein grosses Thema während der
Verhandlungen zum 2012 gescheiterten Abgeltungssteuerabkommen mit Deutschland –
wurden 2013 erneut aufgenommen. Ohne Gegenantrag wurde die Frist für eine bereits
2011 von beiden Kommissionen angenommene parlamentarische Initiative der FDP-
Fraktion, die den Verkauf von Bankkundendaten „hart“ bestrafen wollte, bis zur
Herbstsession 2015 verlängert. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2013
FABIO CANETG

Konträr zur internationalen Entwicklung in Richtung automatischen
Informationsaustauschs (siehe oben, MCAA) und entgegen der Tendenz zur
Aufweichung des Bankgeheimnisses auch im Inland (siehe oben, Revision des
Steuerstrafrechts) kam am 23.10.14 die Volksinitiative „Ja zum Schutz der
Privatsphäre“ mit 117‘596 gültigen Unterschriften zustande. Das Begehren forderte den
Schutz der finanziellen Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger und gab vor, unter
welchen Umständen ein Finanzintermediär Daten an Behörden weitergeben durfte.
Nach Vorstellung der Initianten (unter ihnen die SVP, die FDP und die CVP) sollte dies
nur im Rahmen eines Strafverfahrens und auf Geheiss eines Gerichts möglich sein. Das
Parlament behandelte die Initiative bis zum Jahresende 2014 noch nicht. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.10.2014
FABIO CANETG

Eine von der FDP-Liberalen-Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative „Den
Verkauf von Bankkundendaten hart bestrafen“ wurde im Berichtsjahr 2014 erstmals
inhaltlich vom Parlament behandelt. Sie war 2010 eingereicht worden und hatte
während des Steuerdisputs mit Deutschland an politischer Bedeutung gewonnen. Die
Wirtschafts- und Abgabekommissionen (WAK) beider Räte hatten das Begehren bereits
2011 angenommen. Im Jahr 2013 hatte der Nationalrat zudem einer Fristverlängerung
bis Herbst 2015 zugestimmt. Der Nationalrat behandelte die Vorlage als Erstrat im
September 2014. Sie schlug die Ausdehnung des Personenkreises vor, der im
Zusammenhang mit dem Diebstahl von Bankkundendaten unter Strafe gestellt werden
sollte. Etwas genauer sollten auch Personen unter Strafe stehen, die Bankkundendaten,
die ihnen unter Verletzung des Bankkundengeheimnisses zugetragen worden waren,
weitergeben oder für sich selbst nutzen. Bisher waren einzig die Erstverletzer des
Bankkundengeheimnisses strafbar, nicht aber die Erwerber (und potenziellen
Weiterverkäufer) der Daten. Der Bundesrat unterstützte die vorgeschlagene Änderung,
mitunter mit dem Argument, dass die Weitergabe und Verwendung gestohlener
Bankkundendaten das Vertrauen in den Banken- und Finanzplatz Schweiz verletze. Er
erachtete die vorgesehene Regelung als geeignet, um eine abschreckende Wirkung auf
potenzielle Datenverkäufer zu entfalten. Die Ratslinke setzte sich im Nationalrat für
Nichteintreten ein. Sie argumentierte, dass unter dem künftigen Regime des
automatischen Informationsaustausches (AIA) kein Anreiz mehr bestünde,
Bankkundendaten zu stehlen und/oder diese weiterzugeben. Zudem sei die erwartete
Abschreckungswirkung eine „Wunschvorstellung“ (Louis Schelbert, gp, LU). Das

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2014
FABIO CANETG
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Ratsplenum liess sich von dieser Argumentation nicht überzeugen und stimmte
deutlich, mit 126 zu 57 Stimmen, für Eintreten. In der Detailberatung wurden keine
Minderheitsanträge mehr gestellt, weshalb sich der Nationalrat einstimmig für die
Annahme des Entwurfs aussprach. Im Dezember 2014 kam das Geschäft in den
Ständerat. Weil weder Nichteintretens- noch Minderheitsanträge vorlagen, passierte
die Vorlage auch in der Kleinen Kammer einstimmig. In den Schlussabstimmungen
wurde die verschärfte Handhabung im Zusammenhang mit dem Verkauf von
Bankkundendaten mit 137 zu 57 Stimmen (Nationalrat) und 40 zu 0 Stimmen bei 5
Enthaltungen (Ständerat) angenommen. 14
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